
Uber Abhängigkeit und Unterdrückung 
Externe und interne Ursachen der afrikanischen Krise< YOWERI KAGUTA MUSEVENI 

Mit der Verabschiedung des >Aktionsprogramms der Vereinten 
Nationen für die wirtschaftliche Gesundung und Entwicklung 
Afrikas (1986-1990)' ist am l.Juni die 13. Sondergeneralver­
sammlung der Vereinten Nationen in New York zu Ende gegan­
gen. Sie war ausschließlich der ^kritischen Wirtschaftslage in 
Afrika'- gewidmet und zugleich die erste, die sich mit der öko­
nomischen Situation einer bestimmten Region befaßte. Diese 
Zeitschrift hat sich frühzeitig der >afrikanischen Krise' zuge­
wandt und mit ihren Ursprüngen sowie Erscheinungsformen in 
einem Schwerpunktheft (VN 4/1984) auseinandergesetzt. In Aus­
gabe 1/1985 wurde dann die >Erklärung über die kritische Wirt­
schaftslage in Afrika' der 39. UN-Generalversammlung doku­
mentiert und kommentiert. In diesem Heft nun betrachtet Kon­
rad Melchers Verlauf und Ergebnis der 13.Sondergeneralver­
sammlung (S.90ff.), legt Hans-Dietrich Genscher die Position 
der Bundesregierung dar (S.102f), und behandelt Rainer Tetz-
laff den jüngsten einschlägigen Weltbankbericht (S.UOf). Eröff­
net wird die Erörterung des Themas mit dem Beitrag eines 
unter dem Zeichen des Wandels angetretenen Staatsmannes. 
Einsichten in grundlegende Probleme der afrikanischen Ent­
wicklung vermittelt, meist unter Rückgriff auf die jüngste Ge­
schichte seines Landes, nachfolgend Yoweri K. Museveni. 

Ungleicher Tausch 

Bis zum heutigen Tage bestimmend geblieben sind jene Phäno­
mene, welche in den vergangenen fünfhunder t Jahren die Un­
terentwicklung Afrikas bewirkten: zum einen der Austausch 
eigener Werte gegen Wertloses, zum anderen das V e r k ü m m e r n ­
lassen unserer Produkt ivkräf te . Während aber vor zweihundert 
oder fünfhunder t Jahren afrikanische Sklaven gegen Perlen 
und anderen, für die damaligen Häupt l inge Afrikas bestimmten 
Glitzerkram getauscht wurden, findet heutzutage ein Waren­
austausch von Kaffee, Baumwolle, Gold, Kupfer, Öl oder Uran 
aus Afr ika gegen Spielzeug, Perücken , Parfüm, Whisky oder 
Daimler-Benz-Fahrzeuge statt. Dieser Trend ve r s t ä rk t sich tat­
sächlich noch weiter, und die Kluf t zwischen den Industriena­
tionen und unseren Volkswirtschaften vergrößer t sich s tändig. 
Vor vier Jahrhunderten benutzten die Europäe r dampf- und 
windbetriebene Maschinen zur Erledigung schwerer Arbeiten; 
heute haben sie eine Stufe erreicht, auf der sie die Kernenergie 
einsetzen und die Sonnenenergie erforschen. I n Afr ika dagegen 
w i r d Schwerstarbeit oftmals noch durch Muskelkraft geleistet. 
Während w i r vor hundert Jahren zumindest i m Besitz der aus­
reichenden Technik waren, um Eisenerz gewinnen und es zu 
landwirtschaftlichen Werkzeugen, etwa Hacken und Buschmes­
sern, weiterverarbeiten zu können , m ü s s e n w i r jetzt sogar diese 
ganz primit iven Gerä t e von aus länd ischen Firmen kaufen. Be­
zahlen m ü s s e n wi r mi t wertvollen, vielfach nichterneuerbaren 
Ressourcen wie Kupfer, Gold, Uran, Erdöl oder eben Eisenerz. 
Dies stellt eindeutig einen qualitativen Rückschr i t t dar. 
Was einige aber >Entwicklung< nennen, erweist sich als weiter 
nichts als die Entstehung einer Enklavenwirtschaft: einer Pseu-
domodernisierung mi t Nachtklubs, Neonlicht, Touristenhotels 
und eindrucksvollen Verwal tungsgebäuden — küns t l ichen In­
seln in einem Meer der Rückständigkei t . Dk,- emsige Förderung 
und die Ausfuhr erschöpflicher Bodenschätze bringen uns 
nichts ein, und die Lebensgrundlagen der Menschen ver­
schlechtern sich: die landwirtschaftliche Nutzfläche und mitun­
ter das Kl ima — erinnert sei an das P h ä n o m e n der Boden­
erosion — werden nämlich nachhaltig von der Mißwirtschaft 
betroffen. 

Verantwortlich für diese umf&siende Stagnation oder gar Re­
gression auf wirtschaftlichem, sozialem, politischem oder kultu­

rellem Gebiet sind einige der gegenwär t ig Herrschenden 
Afrikas, die schon das bloße Zur-Sprache-Bringen dieser gewal­
tigen Probleme, ganz zu schweigen von der Lösung, durch ihre 
Diktaturen verhindern. Genau wie den afrikanischen Häupt l in­
gen von einst, die ihre Landsleute gegen Perlen tauschten, 
obliegt ihnen immer noch ihre historische Rolle: dafür Sorge zu 
tragen, daß auch weiterhin afrikanische Werte für Wertloses 
hergegeben werden. Dieser Tausch von Nichtäquivalenten, die­
ser Ader laß m u ß enden, soll Afrikas Talfahrt angehalten wer­
den. Die E r n ä h r u n g s - und Landwirtschaftsorganisation der 
Vereinten Nationen (FAO) nannte 1984 24 afrikanische Länder , 
in denen der größte Teil der Bevölkerung dem Hungertod nahe 
war. Diese Tatsachen sprechen Bände, was die heutige Füh­
rungsgeneration Afrikas anbelangt: sie hat es geschafft, nach 
Erlangung der formalen politischen Souverän i t ä t einen ganzen 
Kontinent v e r k ü m m e r n zu lassen. Selbs tvers tändl ich w i r d jetzt 
>die Dürre< dafür verantwortlich gemacht. Natür l ich vernichten 
Dür reper ioden die Ernte und so weiter und so fort. Doch ist es 
ein Merkmal der Zivilisation, daß der Mensch die Natur bezwin­
gen und seinen eigenen Bedürfnissen anpassen kann und sich 
seinerseits nicht der Natur unterwerfen muß , indem er sich bei­
spielsweise einen Höcker wie ein Kamel wachsen ließe, nur 
wei l er i n einem Trockengebiet lebt. Daß ein Vierteljahrhundert 
nach Erlangung der Unabhäng igke i t der halbe Kontinent durch 
internationale Lebensmittelgaben vor dem Verhungern gerettet 
werden muß , ist ein Armutszeugnis für die jetzige Generation 
afrikanischer Herrscher. 

Vorsorge für Dür reper ioden ließe sich se lbs tvers tändl ich durch 
künst l iche Bewässe rung treffen, die uns von un rege lmäß igen 
Regenzeiten u n a b h ä n g i g machen kann. Dieses Vorhaben er­
scheint u m so eher realisierbar, als einige der gewaltigsten 
S t röme der Welt durch Afr ika fließen. Vernachläss ig t wurde 
aber auch die Erzeugung höchs t wertvoller Feldfrüchte; statt 
dessen hat man sich auf den Anbau von Exportpflanzen verlegt. 
Ein aussagekräf t iges Beispiel für koloniale Verzerrungen stellt 
der Rückgang bei der Produktion von Hirse, Sorghum, Erbsen 
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und anderen gehaltvollen Nahrungsmitteln dar. Forschungser­
gebnisse übe r den N ä h r w e r t verschiedener Getreidearten zei­
gen, daß es sich bei der Hirse um ein äuße r s t wertvolles Nah­
rungsmittel handelt, das bezüglich seines Protein- und Kohle­
hydratgehaltes dem Weizen sehr ähnel t . Sie ist für Lagerung 
und Transport geeignet und kann gemahlen, abgepackt und 
verkauft werden; sie ließe sich gewiß auch als Grundlage neuer 
Speisen entwickeln. Die Forschungsresultate verdeutlichen 
weiterhin den hohen Proteingehalt der Sojabohne, der weit 
über dem von Weizen und sogar Fleisch liegt; a u ß e r d e m ran­
giert unsere nach he rkömml ichen Verfahren hergestellte But­
ter ka lor ienmäßig erheblich vor dem Weizen. A l l diese Nah­
rungsmittel — Fingerhirse, Sorghum, Sojabohnen und Butter 
— k ö n n e n ohne weiteres bei uns erzeugt werden. Statt dessen 
wurde die Bevölkerung von den vorgenannten Feldfrüchten 
und tierischen Produkten abgebracht und auf den Anbau für 
Exportzwecke festgelegt. In Uganda wurde die Fingerhirse für 
den Eigenbedarf ve rd räng t durch die Kochbanane. Diese näm­
lich, die j a h r ü b e r geerntet werden kann, erlaubt die Freisetzung 
von Arbei t skapazi tä ten , die bei der Erzeugung wel tmarkt fähi ­
ger Agrarprodukte eingesetzt werden können . Das höherwer­
tige Lebensmittel — und hier hat die moderne Wissenschaft die 
Altvorderen bes tä t ig t — aber stellt die Hirse dar. Bei einer Neu­
orientierung der Wirtschaft m u ß deshalb der Nahrungsmittel­
produktion in angemessener Weise Rechnung getragen werden, 
ohne daß die Produktion für die Auslandsnachfrage aufgegeben 
werden müßte . Hirse etwa könne sowohl für den in ländischen 
Verbrauch als auch für den Export angebaut werden. Gegen­
wär t ige Hunge r snö te haben ihren Ursprung eher in der Unfä­
higkeit der Regierenden als in der Trockenheit. 

Festigung der nationalen Unabhängigkeit 

Manch einer w i r d sagen, es sei überflüssig, die nationale Unab­
hängigke i t zu verteidigen und zu s tä rken , da Uganda doch 
schon am 9.0ktober 1962 u n a b h ä n g i g wurde. Dies aber t r i f f t 
nur theoretisch zu. Unabhäng ig sollten w i r innerhalb eines fest 
umrissenen Rahmens sein. Unabhäng igke i t oder Demokratie 
allzu wörtl ich zu nehmen, wurde uns nicht gestattet. Diese A r t 
von Real i tä t wurde dem u n a b h ä n g i g e n Afr ika des öfteren dra­
stisch vor Augen geführt, zum Beispiel 1964 i m Konf l ik t zwi­
schen Tansania und der Bundesrepublik Deutschland über die 
Frage, ob die damalige »Vereinigte Republik Tanganjika und 
Sansibar< in all ihrer »Unabhäng igke i t gleichzeitig diplomati­
sche Beziehungen zur Deutschen Demokratischen Republik un­
terhalten und Empfänger von Bonner Entwicklungshilfe blei­
ben könne . Dies veran laß te P rä s iden t Nyerere einmal zu der 
Bemerkung, es gebe ein »Mißvers tändnis« zwischen den afrika­
nischen Patrioten und den ehemaligen Kolonialherren, wobei 
erstgenannte unter dem Eindruck s tünden , echte Eigenständig­
keit erlangt zu haben, und letztere ihnen rieten, den Unabhän­
gigkeitsbegriff nicht gar zu extensiv auszulegen. 
Nichtsdestoweniger liegt die Hauptschuld für das Scheitern des 
u n a b h ä n g i g e n Afr ika bei den afrikanischen F ü h r e r n selber. Es 
w ä r e Eskapismus, nur die ehemaligen Kolonia lmächte oder die 
USA dafür verantwortlich zu machen. Schließlich war die Ent­
kolonisierung — wenngleich auch taktisches Manöver — ein 
Rückzug i m Ergebnis des weltweit ve r ände r t en Verhä l tn isses 
zwischen Herr und Knecht. H ä t t e n die afrikanischen Füh re r 
nur gewollt, so h ä t t e n sie ihre Unabhäng igke i t au süben können . 
Viele von ihnen waren der Aufgabe jedoch nicht gewachsen, 
nicht intellektuell, nicht ideologisch, nicht politisch und ganz 
bestimmt nicht moralisch. I n ihren Augen war die Unabhängig­
keit ein Freifahrschein in die Selbstbereicherung mi t allen Mit ­
teln, nicht zuletzt durch Schmuggel. Ohne wirkliche nationale 
Unabhäng igke i t kann ein Staat jedoch nur zu leicht vom richti­
gen Weg abkommen. Die Geschichte unseres Kampfes, des 
Kampfes für die Demokratie in Uganda, veranschaulicht dies 
nur zu deutlich. 

Anfang 1971 inszenierte Idi A m i n einen Staatsstreich gegen die 
Diktatur Mil ton Obotes; die Ugander kamen vom Regen in die 
Traufe. Trotzdem überschü t te ten bestimmte führende Kreise 
des Westens A m i n mi t Lobeshymnen auf seine »Eingeborenen­
klugheit« und seinen »Nobelsinn«. Er werde Uganda vor Obotes 
»Sozial ismus« bewahren. Diejenigen, die A m i n damals Unter­
s tü tzung gewähr t en , waren die britische, die US-amerikanische 
und die israelische Regierung. Selbstvers tändl ich h ä t t e keine 
davon einen Id i A m i n auch nur als Polizeiwachtmeister i m eige­
nen Land haben wollen. Aber da es um Afrika ging, war selbst 
ein Hanswurst zum Staatsmann geeignet, selbst wenn er »ein 
b ißchen knapp an grauen Zellen« war! Gerade »gut war es, daß 
er der D ü m m s t e war«! Wir freilich wußten , daß A m i n weder für 
Uganda noch für Afr ika gut sein konnte. Er muß te ja schließlich 
auch gehen, was immer seine aus länd i schen Freunde von ihm 
oder von uns halten mochten. Die, die ihn wollten, h ä t t e n ihn ja 
in ihr Land holen können , um sie zu regieren. 
Während unser Kampf gegen Id i A m i n voranging, entwickelte 
sich eine Auseinandersetzung zwischen ihm und seinen bisheri­
gen Verbündeten . Dabei wechselte A m i n vom westlichen ins 
sowjetisch-libysche Lager. Bis zu diesem Zeitpunkt unterhiel­
ten die Sowjets sowie die damaligen linksgerichteten Regime 
Afrikas (die heute zumeist rechtsorientiert sind) freundschaftli­
che Beziehungen mi t uns. Einige von ihnen hatten sogar Trup­
pen für den Einsatz bei einer Invasion Ugandas zur Wiederher­
stellung der Regierung Obote angeboten. Da A m i n kein »impe­
rialistischer Agent« mehr war, sondern jetzt, nunmehr »Antiim-
perial is t«, »progressive Tendenzen« zeigte, begannen unsere 
f rüheren Freunde, uns die Aufgabe des Widerstands gegen 
A m i n nahezulegen, ja rieten sogar zur Zusammenarbeit mi t 
ihm. Das westliche Lager dagegen setzte Verunglimpfungskam­
pagnen gegen seinen vormaligen Verbündeten in Gang, belie­
ferte aber gleichzeitig seine berücht igte Geheimpolizei mi t dem 
notwendigen Gerät . Unterdessen ging die Zahl der Amin-Opfer 
in die Hunderttausende. 

Diese Allianzen hielten bis zum Sturz Idi Amins i m Jahre 1979. 
I m darauffolgenden Jahr wechselten unsere langjähr igen Ver­
bünde t en i m Kampf um die Demokratie, die Tansanier, von der 
Seite des Volkes auf die Seite der Diktatur. Sie versuchten uns 
zum bilateralen Bündnis mit Obote zu bewegen. Wir sagten 
ihnen, dies liefe auf Verrat hinaus, und wi r könn ten mi t Obote 
nur i m Rahmen der Ugandischen Nationalen Befreiungsfront 
(UNLF) — die damals alle Anti-Amin-Kräfte umfaßte und bün­
delte — zusammenarbeiten. Unsere tansanischen Kameraden, 
mi t denen gemeinsam wi r unsere Brüder i m Südl ichen Afr ika 
mi t ihrer Parole »ein Mensch, eine St imme« un te r s tü tz ten , teil­
ten nun hinsichtlich Ugandas de facto die Auffassungen eines 
Ian Smith. Unsere amerikanischen und britischen Freunde, die 
vordem Obote irrigerweise einen »Sozialisten« geheißen hatten 
und voller Leidenschaft Demokratie für Polen sowie den Rück­
zug der sowjetischen Truppen aus Afghanistan forderten, spra­
chen jetzt davon, »Obote eine Chance zu geben«, da er nun­
mehr, Verbrechen hin oder her, zum getreuen Schüler des Inter­
nationalen Währungsfonds geworden war. Und jetzt die Frage 
an den Leser: Angenommen, unsere Bewegung h ä t t e nicht ihre 
eigene Linie verfolgt, sondern w ä r e dem >Rat< oder Druck all 
dieser unserer Freunde — die ausnahmslos i r r ten — gefolgt, 
was w ä r e aus Uganda geworden? H ä t t e n w i r auf diese Rat­
schläge gehört , so m ü ß t e n w i r bar jeder Hoffnung und ohne 
Möglichkeit zur Gegenwehr weiterhin unter dem jahrzehnte­
langen Unterdrücker unseres Volkes, Obote, leiden. Diese Erfah­
rung unterstreicht die Bedeutung einer unabhängigen politischen 
Linie. Das Volk selbst m u ß mittels seiner demokratischen Insti­
tutionen Herr der Wirtschaft, Politik, Kultur, j a sogar der Diplo­
matie sein. Andere, wenngleich wichtige, Über legungen sollten 
dahinter zurück t re ten . Bei einem unabhäng igen Kurs in Wirt­
schaft, Politik, Kul tur sowie in den auswär t igen Beziehungen 
muß es stets bleiben. Man hat Freund und Feind danach zu unter­
scheiden, wie sich ein Land gegenüber unseren eigenen Inter­
essen verhält , und nicht nach seinem Gesellschaftssystem. 
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Hinzuzufügen w ä r e vielleicht noch, daß ich in der kurzen Zeit, 
die ich der UNLF-Regierung als Verteidigungsminister ange­
hör te , beim Umgang mi t den diversen aus länd i schen Interessen 
mi t diesem kompromißlos an den Bedürfnissen Ugandas ausge­
richteten eigenen Kurs nie auf irgendwelche Schwierigkeiten 
gestoßen bin. Die Amerikaner versprachen sogar, unsere Waf­
feneinkaufsliste zu »prüfen«, als w i r uns schon zwecks anderer 
Waffenkäufe an Moskau, Peking und Pjöngjang wandten. Auch 
waren die Westdeutschen ohne weiteres bereit, uns Hunderte 
von Daimler-Benz-Lastkraftwagen zu unseren Bedingungen zu 
verkaufen, die die Errichtung von acht Werks t ä t t en für Repara­
turen sowie zur Vor-Ort-Herstellung einiger Ersatzteile ein­
schlossen (um so den s tändigen Abfluß von Devisen zu verrin­
gern). Sie waren ferner entschlossen, uns die notwendigen 
Fachkenntnisse als Bestandteil dieses Geschäfts zu vermitteln. 
Auch die Briten, Italiener und Kanadier schienen geneigt, Ge­
schäfte zu für alle Beteiligten güns t igen Konditionen abzu­
schl ießen (und konnten ihre Verblüffung über die Bestechlich­
keit jener nichtsnutzigen Ver rä t e r kaum un te rd rücken , die das 
eigene Land durch unvorteilhafte Transaktionen schädigten — 
für Geld, das sie dann auf ihren privaten Schweizer Geheim­
konten deponierten). Ich b in noch keineswegs davon überzeugt , 
daß es die externen Kräfte — die sehr wohl das Ziel verfolgen, 
uns in Abhängigke i t zu halten — sind, die das größte Hindernis 
für die Realisierung wahrhaftiger nationaler Unabhäng igke i t 
darstellen. 

Eher glaube ich, daß einige der afrikanischen F ü h r e r dabei 
sind, hoffnungslos den Boden unter den Füßen zu verlieren und 
deshalb nach Sündenböcken suchen müssen . Seit seiner Unab­
hängigkei t wurde Afr ika hin- und hergezerrt zwischen einer­
seits dümml ichen Quislingen, bloßen Karikaturen der schlimm­
sten Erscheinungsformen der europä ischen Mittelschicht, und 
andererseits »revolutionärem Pfuschern fabischer Provenienz, 
gewöhnl ichen Mördern und assortierten Opportunisten. Ihre 
Zeit verbringen sie damit, Menschen in Sicherungsverwahrung 
zu nehmen, wenn sie sie nicht gar ermorden, und politische 
Strategien und Papiere auszuspucken, die meilenweit von der 
wirkl ichen Situation entfernt und ungeeignet sind, die Pro­
bleme des Kontinents zu lösen. Das ist es, weswegen das unab­
hängige Afr ika in Verruf geraten ist. 

Für eine unabhängige, integrierte 
und selbsttragende Volkswirtschaft 

Pseudomoderne Enklavenwirtschaft 

Uganda, ein Mikrokosmos Afrikas, ist ein rücks tändiges , unter­
entwickeltes Land, dessen einziger Fortschritt i n der »Entwick­
lung der Unterentwicklung« liegt. Der Hauptgrund dafür ist die 
unter der P r ä m i s s e der Ungleichheit erfolgte strukturelle Ein­
bindung in das westliche Wirtschaftssystem. Dieser Zustand, 
dessen Ursp rünge a n n ä h e r n d ein halbes Jahrtausend zurückda­
tieren, führte zu grundlegenden Verwerfungen, die uns die Mög­
lichkeit echten Fortschritts verstellt haben. Das liegt unter an­
derem an dem s tändigen Abfluß der Ressourcen — einen 
»Aderlaß« habe ich das weiter oben genannt — unserer Wirt­
schaft i n die Industrienationen, die Metropolen der Welt (wir 
dagegen geben uns mi t der Rolle abgelegener Dörfer zufrieden). 
Gegenwär t ig n immt der Ressourcentransfer folgende Formen 
an: 
O niedrige Rohstoffpreise (für nichterneuerbare Güter, namentlich 
Mineralien); 
O Gewinntransfer seitens ausländischer Investoren (wobei die In­
vestitionen selbst nicht der Befreiung von ausländischer wirtschaft­
licher Vorherrschaft dienen, sondern vielmehr die Abhängigkeit 
verstärken); 
O hohe Preise für importierte Konsumgüter — zumeist Schund wie 
Whisky, Spielzeug, Perücken, Lippenstift, Parfüm, Limonade und 
sogar Nahrungsmittel, die sehr wohl von Großmüttern angebaut 
werden könnten (zum Beispiel Tomaten); 
O Raub an den Devisenbeständen seitens zahlreicher Staatsbedien­
steter bis zur höchsten Führungsebene; 
O Kapitalflucht im Gefolge allgemeiner Unsicherheit; 

O Vergeudung von Devisen für Dinge, die mühelos im Lande selbst 
hergestellt werden könnten (Seife, Zahnpaste, Zahnbürsten, Toilet­
tenpapier und so weiter); 
O Abwanderung von Wissenschaftlern, die bessere Chancen suchen 
oder ganz einfach unter friedlichen Umständen überleben wollen; 
O Arbeitskraft- und Ressourcenverschwendung durch Überproduk­
tion von Exportpflanzen — etwa Kaffee, der (als Getränk) eher zu 
entbehren ist als beispielsweise Getreide, das auf stabilere Nachfra­
geverhältnisse trifft, abgesehen davon, daß es unsere eigene Wirt­
schaft in vielfältiger Weise stützt, zum Beispiel bei der Heranbil­
dung einer gesunden Bevölkerung; 
O et cetera, et cetera. 

A l l dies schließt aber noch nicht die u n ü b e r s e h b a r e n , durch 
Un te r l a s sungs sünden entstandenen wirtschaftlichen Verluste 
ein: Mangel an wissenschaftlicher Bildung; verzerrte Infra­
struktur beim St raßen- und Schienennetz, das vom Landesinne­
ren zur Küs te h in ausgerichtet ist, sich aber nirgendwo von 
einem zentralen Punkt des Landes zu einem anderen erstreckt; 
unterbeschäf t ig te Bevölkerung. Zurückzuführen ist das auf die 
ideologischen Defizite der seit Erlangung der Unabhäng igke i t 
herrschenden, i m Ergebnis ihrer kolonialen Erziehung aber 
kurzsichtig gewordenen Elite. 
Umfassend zu lösen sind diese Schwierigkeiten nur durch ent­
schiedene Bemühungen , eine unabhäng ige , integrierte und 
selbsttragende Volkswirtschaft zu schaffen. Dies bedeutet, daß 
wi r den jetzigen asymmetrischen Zustand v e r ä n d e r n müssen , 
wo es einerseits die >Enklave< gibt — jenen pseudomodernen 
Export-Import-Sektor, der zu niedrigen Preisen Rohstoffe 
(hauptsächl ich aus Landwirtschaft und Bergbau) in die hoch­
entwickelten kapitalistischen Lände r aus führ t und zugleich 
vorwiegend Konsumgü te r zu astronomischen Preisen impor­
tiert — und andererseits den Subsistenzbereich, der den pseu­
domodernen Sektor subventioniert, indem er die auf dem Lande 
lebenden Familien der in Bergbau und Industrie Beschäft igten 
ein Leben auf Sparflamme führen läßt. Vorgenannte Methode 
erspart den Firmen des pseudomodernen Sektors die Zahlung 
von Löhnen, die einem Arbeiter eine Existenz i n der Stadt mi t 
seiner Familie ermögl ichen könnten , was den Mindestlohn her­
aufschrauben und folglich die Unternehmergewinne reduzieren 
würde . (Weitgehend handelte es sich um aus länd ische Betriebe, 
bis Id i A m i n noch chaotischere Zus t ände durch eine »Verstaatli-
chung< schuf, die nichts anderes als eine Übergabe an seine 
Banden bedeutete.) Kennzeichnend für dieses asymmetrische 
System ist ein nahezu vol ls tändiger Mangel an verarbeitender 
Industrie; die wenigen existierenden Betriebe h ä n g e n weitge­
hend von importierten Grundstoffen ab, Dingen, die i m Inland 
aufzutreiben wären , gäbe es irgendeine Form der Integration 
der Wirtschaft. Mitunter werden in den Betrieben lediglich i m 
Ausland hergestellte Fertigteile zusammengefügt , oder es w i r d 
Toilettenpapier aufgerollt und verpackt. Das nennt sich dann 
>verarbeitende< Industrie. Man stellt fest, daß es kein Binde­
glied zwischen rohstofferzeugenden und (sogenannten) verar­
beitenden Sektoren gibt, vom Fall der Baumwolle einmal abge­
sehen. 

Beispiel Kupfer 

Uganda fördert Kupfer in den i m Westen des Landes am Fuß 
der l egendären >Mondberge< (Ruwenzori) gelegenen Minen von 
Kilembe; es verbraucht zugleich Sekundär fe r t ige rzeugnisse aus 
Kupfer, und zwar in der Hauptsache bei elektrischen Anlagen. 
Das Elektrifizierungsprogramm des Landes würde einen guten 
Mark t für Fertigprodukte aus dem Kupfer Kilembes bieten. Es 
ist aber nichts von irgendeiner nennenswerten Verbindung zwi­
schen Kilembe und der ugandischen Elektrobranche festzustel­
len. Das Gestein kommt aus Kilembe, w i r d i m rund 400 k m wei­
ter östlich gelegenen Jinja ve rhü t t e t und alsdann exportiert. 
Die D r ä h t e für sein Stromnetz aber m u ß Uganda von ausländi­
schen Herstellern, die wahrscheinlich ugandisches Kupfer ver­
wenden, importieren. Selbstredend sind die e ingeführ ten Kup­
ferprodukte erheblich teurer als der exportierte Rohstoff. Somit 
besteht in Uganda keinerlei Verbindung zwischen Kupferabbau 
und -verbrauch — ein instruktives Beispiel für fehlende Inte-
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gration der Volkswirtschaft. Natür l ich kann eine Volkswirt­
schaft, die derartige Beispiele liefert, nicht als e igens tändig gel­
ten. Sie h ä n g t vielmehr von der Einfuhr von Kupfererzeugnis­
sen ab, die sie i m Grunde kos tengüns t ig selbst herstellen könn­
te; hinsichtlich des Absatzes von Rohkupfer ist sie ganz und gar 
abhäng ig von aus länd i schen Märk ten . 
Eine selbsttragende Wirtschaft dagegen bedeutet Bewegung 
aus eigener Kraft, nicht kraft der Fäden, die i m Ausland gezo­
gen werden. Eine selbsttragende Volkswirtschaft kann durch­
aus mi t anderen interdependent sein; vor allem aber ist sie 
gekennzeichnet durch einen inneren Zusammenhang, der sie zu 
einem gewissen Maß an Selbs tändigkei t befähigt. Durch die 
Verarbeitung der eigenen Rohstoffe in der eigenen Industrie, 
durch die Herstellung von Werkzeug und Gerät , das wiederum 
bei der heimischen Rohstofferzeugung Verwendung finden 
kann, lassen sich die verschiedenen Wirtschaftssektoren — In­
dustrie und Landwirtschaft, Industrie und Bergbau, Bauwirt­
schaft und Industrie — untereinander verknüpfen und vernet­
zen. Eine derartige Volkswirtschaft ist dynamisch. Bisher war 
die ugandische Wirtschaft, mi t der schon genannten Ausnahme 
der Baumwollindustrie, nicht integriert. Dies gil t auch für die 
vielgepriesene Tourismusbranche. Selbst i n ihrer Blütezei t vor 
A m i n gab es beispielsweise kaum eine Verbindung zwischen 
Uganda-Tourismus und ugandischer Landwirtschaft. Woher ka­
men denn die Cornflakes, die Butter, die Haferflocken, das Brot, 
der Ketchup, die Gewürze , der Whisky, der Wein, der Champa­
gner und so weiter, die der Fremdenverkehr benötigte? Wahr­
scheinlich wurden lediglich Milch und Fleisch vor Ort gekauft. 

Praktische Maßnahmen 

Die Schaffung einer unabhäng igen , integrierten und selbsttra­
genden Volkswirtschaft bringt Interaktion und Interdependenz 
ins eigene Wirtschaftsleben, wo es an beidem zur Zeit fast völlig 
fehlt. Was an Interdependenz mi t der Wirtschaft des Auslands 
bleiben wird , w i r d positive Auswirkungen haben, denn es w i r d 
sich auf das Sinnvolle und Notwendige besch ränken . Heute 
haben wi r es statt mi t Interdependenz mi t Dependenz zu tun; 
nicht mi t Symbiose, sondern mi t p a r a s i t ä r e n Verhäl tn issen; 
nicht mi t fortschrittlicher Verflechtung, sondern mi t rück­
schrittlicher Abhängigkei t . Kurzum, zum Aufbau einer unab­
hängigen, integrierten und selbsttragenden Nat ionalökonomie 
sind die folgenden Schritte unabdingbar. 
• Die Landwirtschaft muß die jetzigen engen Grenzen des Anbaus 
weltmarktfähiger Exportpflanzen sprengen; Diversifizierung tut 
not. Zusätzlich benötigt werden Dinge, die in unserem eigenen In­
dustrialisierungsprozeß erforderlich sind, und insbesondere Nah­
rungsmittel, die sich in der arabischen Welt, in Nordafrika und im 

Afrika südlich der Sahara absetzen lassen. Auf Nahrungsmittelim­
porte könnten wir dann auch verzichten. 
• Importsubstituierende Betriebe müssen gegründet werden, da­
mit die devisenverzehrenden Einfuhren von Konsumgütern wie Sei­
fe, Zahnpaste, Papier oder Textilien wegfallen. Lokal Vorhandenes 
muß soweit wie technisch irgend möglich genutzt und eingesetzt 
werden. Die Importsubstituierung ist nicht zuletzt bei der Herstel­
lung landwirtschaftlicher Geräte angebracht. 
• Für sämtliche in Frage kommenden landwirtschaftlichen Pro­
dukte sollte eine dynamische Industrialisierung vorgenommen wer­
den. Lebensmittel wie Butter, Marmelade, Wurst oder Fruchtsaft 
sollte man vor Ort für Inlandsverbrauch und Export herstellen. Die 
von uns erzeugten kohlehydrat-, protein- und fetthaltigen Nah­
rungsmittel sollten sowohl für den inländischen Verkauf als auch 
für die Ausfuhr insbesondere in andere afrikanische und in arabi­
sche Staaten aufbereitet werden. Hier liegt auch noch ein Aufgaben­
feld für ein eigenes Lebensmittelforschungsinstitut. Die Industriali­
sierung unserer Landwirtschaft sollte sich auch nicht nur auf Verar­
beitung und Verpackung beschränken; die Gewinnung industriell 
verwertbarer Substanzen sollte ebenfalls angestrebt werden. 
• Wo angebracht, sollte man den Aufbau von Grundstoffindustrien 
— Eisen und Stahl, Chemie, Bauwesen, Maschinenbau — angehen. 
Wenn ein afrikanisches Land dazu alleine nicht in der Lage ist, kön­
nen sich mehrere zusammentun. Ohne eine Schlüsselindustrie wie 
Eisen und Stahl ist Industrialisierung oder Entwicklung unmöglich; 
man denke nur an den Bedarf an Stahl beispielsweise beim Haus-, 
Straßen- und Maschinenbau oder bei der Herstellung landwirt­
schaftlicher Geräte. 
• Mit der Zeit müssen die Voraussetzungen für die Errichtung 
einer Investitionsgüterindustrie im Inland geschaffen werden. Und 
schließlich gilt es auch den Erwerb der Computertechnologie anzu­
streben. Denn wir lehnen die Vorstellung ab, hinsichtlich unserer 
gesamten Technologie von anderen abzuhängen. Bliebe es dabei, 
bliebe es auch bei ewiger Unterworfenheit. 
Vor gut einem Jahrhundert hatten wi r die eigene technische 
Entwicklung unter Kontrolle. Heute hängen wi r sogar bei der 
Anfertigung von Sicherheitsnadeln und Reißzwecken vom Aus­
land ab. Die Hinnahme dieses Zustands durch die afrikanischen 
S t aa t sobe rhäup t e r ist eine Schande und ein unverzeihlicher 
Frevel. Denn ohne die Schaffung einer unabhäng igen , integrier­
ten und selbsttragenden Volkswirtschaft w i r d ein afrikanischer 
Staat niemals zur Stabil i tät finden. 

Beseitigung der Korruption, Förderung der regionalen Zusam­
menarbeit, Achtung der Menschenrechte 

Ein Großteil des gegenwär t igen Durcheinanders ist ebenso auf 
politisches M i ß m a n a g e m e n t wie auf die schmale Basis der je­
weiligen Volkswirtschaft zurückzuführen, die für die Aspiratio­
nen der immer zahlreicheren Interessenten nicht ausreicht. 
Wäre die Wirtschaft indes expansiv, so dürfte das Interesse an 
S t a a t s ä m t e r n etwas abnehmen. Heute schon kann man ehema­
lige Staatsbedienstete in der Landwirtschaft und i m Geschäfts­
leben antreffen. Gäbe es solche (wenn auch einstweilen gerin-

Die erste Guerillabewegung, 
die ein repressives Regime des 
nachkolonialen Afrika im be­
waffneten Kampf — nicht 
durch einen Staatsstreich — 
bezwang, stellt die Nationale 
Widerstandsbewegung (NRM) 
Ugandas dar. Ihr damaliger 
Interims-Vorsitzender Yoweri 
K. Museveni hielt sich auf Ein­
ladung einer Menschenrechts­
organisation (Council for Hu­
man Rights in Uganda, CURE) 
und der Evangelischen Akade­
mie Arnoldshain vom 8. bis 
10.Dezember 1985 in der Bun­
desrepublik Deutschland auf. 
Seine politischen Vorstellun­
gen trug er auf einer Tagung 
beider Einrichtungen im 
Adam-Stegerwald-Haus in Kö­
nigswinter vor; im Bild v. 1 n. r.: 
Yoweri K. Museveni, Diskus­
sionsleiter Dr. Volker Weyel, 
Gertrude N. Njuba (jetzt Stell­
vertretende Ministerin für Re­
habilitation), Dr. Ruhakana-
Rugunda (jetzt Gesundheitsmi­
nister). 
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gen) Chancen nicht, wä re die Belastung der Allgemeinheit ent­
sprechend größer . Solcherart Druck auf die Gesellschaft resul­
t iert na tür l ich häufig genug in den verschiedenen Erschei­
nungsformen der Korruption. Und unter den mannigfachen 
Problemen, mi t denen Afr ika zu kämpfen hat, ist das der Kor­
ruption nicht das geringste. Vielmehr läßt es sich mi t den Struk­
turverwerfungen vergleichen, von denen weiter oben schon die 
Rede war. Insbesondere Bestechung und A m t s m i ß b r a u c h zur 
Befriedigung persönl icher Interessen sind hier zu nennen. So 
kann etwa die Korruption jegliches Seuchenbekämpfungspro­
gramm zunichte machen, da das medizinische Personal unwei­
gerlich dafür sorgt, daß Medikamente des Staates für den 
Schwarzmarktverkauf abgezweigt werden. Das hat zur Folge, 
daß die Patienten zu geringe Dosen erhalten, wodurch einige 
Mikroben gegen die jeweiligen Arzneimittel resistent werden; 
zahlreiche chronische Fälle werden auf diese Weise verursacht. 
In der Entwicklungsplanung oder i m A u ß e n h a n d e l kann eine 
kos tengüns t igere Option zugunsten einer teureren und weniger 
effizienten übe rgangen werden, wenn der zus tändige Beamte 
die Möglichkeit einer illegalen Zehnprozent-Provision sieht. 
Derartige Entscheidungen k ö n n e n Verzerrungen großen Aus­
m a ß e s hervorrufen. Deshalb m u ß die Korruption ein für allemal 
beseitigt werden. 
Zu den Problemen, die ganz Afr ika betreffen, gehör t auch das 
der Zersplitterung des Kontinents. Die bekannte Balkanisie-
rung Afrikas beruht auf der völlig wil lkürl ichen Grenzziehung 
durch die Kolonialmächte . M i t dem Hinweis darauf w i l l ich 
nicht fruchtlose Grenzkonflikte anfachen, sondern vielmehr die 
Notwendigkeit der Zusammenarbeit der afrikanischen Staaten 
unterstreichen. Eine großar t ige Chance regionaler Wirtschafts­
kooperation in Gestalt der von Kenia, Uganda und Tansania 
gebildeten Ostafrikanischen Gemeinschaft wurde durch die Un­
vernunft einiger Politiker vertan. Ich kann an dieser Stelle 
nicht weiter auf die Thematik eingehen, mache aber darauf auf­
merksam, daß aus mangelnder wirtschaftlicher Zusammenar­
beit i n der Region auch ein Mangel an Entwicklung i m einzel­
nen Land resultiert. 
Außer nach Zusammenarbeit mi t anderen afrikanischen Staa­
ten zu streben, sollte das so arg von primit iven Diktatoren ge­
beutelte Uganda eine aktive Rolle bei der Verteidigung der 
Menschenrechte und der Demokratie in Afr ika insgesamt spie­
len. Diktaturen behindern den Fortschritt, da sie die Diskussion 
über die unterschiedlichen Ansä tze i m Entwicklungsprozeß 
zum Erliegen bringen und Dieben sowie Dummköpfen den Ver­
bleib an der Macht ermögl ichen. Ohne Demokratie und Men­
schenwürde für die Afrikaner w i r d sich Afr ika niemals entwik-
keln. Die Leute haben zu große Angst, sich zu den Taten der 
a l lmächt igen Herrscher, die über Leben und Tod eines jeden 
Bürgers ihres Landes entscheiden können, zu äußern . Die Füh­
rer k ö n n e n die Ressourcen straflos verschleudern; sie dürfen 
ungestraft die Menschenrechte verletzen. Die Demokratie wi rd 
daher zur uner läß l ichen Voraussetzung der Entwicklung. 

Gemischte Wirtschaft 

Die Umsetzung der oben skizzierten Vorhaben bedeutet, daß 
wi r eine Strategie der gemischten Wirtschaft verfolgen. Dies 
heißt, daß die meisten wirtschaftlichen Akt iv i tä ten von privaten 
Unternehmern (kleinen, mit te lgroßen, ja sogar großen) betrie­
ben werden können , der Staat jedoch in Schlüsse lbere ichen teil­
hat, sodaß die Wirtschaft als Ganzes auf die e rwünsch t en Ziele 
hingelenkt werden kann. Auf diese Weise vermeiden w i r das 
Laissez-faire des reinen Kapitalismus, der rücks tänd igen Volks­
wirtschaften bei einem Nebeneinander mi t entwickelten kapita­
listischen Ökonomien besonders schadet, da das maßgebl iche 
Gesetz dabei nur das Recht des S t ä r k e r e n ist. Wir verzichten 
ebenfalls auf die übe rmäß igen V e r s t a a t l i c h u n g s m a ß n a h m e n 
der sozialistischen Wirtschaftssysteme, die den Staat auf die 
mikroökonomische Ebene herunterzerren. Solcherart Staats­
betriebe weisen eine Tendenz zur Ineffizienz auf, da die Unter­

nehmensleiter weder persönl iches Interesse am Betrieb noch 
ideologisches Engagement für die Sache mitbringen. Ohnehin 
sind einige wirtschaftliche Einheiten, etwa die Einzelhandelsge­
schäfte, zu klein, um Geschäftsführer , Kassierer und Verkäufer 
— über die dann auch noch übe rgeordne te Aufpasser wachen 
m ü s s e n — tragen zu können . Einige der sogenannten sozialisti­
schen Länder Afrikas haben in dieser Hinsicht viele I r r t ü m e r 
begangen. Rückbl ickend k ö n n e n w i r erkennen, daß sich der 
Staat auf die Schlüsse l sek toren hä t t e b e s c h r ä n k e n und Priva­
ten den Rest übe r l a s sen sollen. 
Als jene entscheidenden Bereiche, mi t denen sich der Staat 
zwecks gesamtwirtschaftlicher Steuerung befassen muß, sehe 
ich die folgenden an: 
Import und Export — ein Genehmigungsverfahren muß sehr klar 
umrissene Prioritäten festlegen, damit die Wirtschaftsproduktivität 
gesteigert und unser Markt nicht zum Abladeplatz für den Schund 
der Industrieländer gemacht wird (für den wir unsere Devisen her­
geben müssen); 
Geschäftsbanken — um die Kreditvergabe kontrollieren zu können 
(die Zentralbank bleibt selbstverständlich für die Geldpolitik zu­
ständig); 
bestimmte Schlüsselindustrien — sie sollten Staatseigentum sein, 
etwa Eisen und Stahl; 
Infrastruktur — der Auf- und Ausbau beispielsweise des Bildungs­
und Gesundheitswesens stellt eine öffentliche Aufgabe dar. 
I m Zusammenwirken mi t seiner Steuerhoheit, seiner Aufsicht 
übe r Löhne und Preise und der Vornahme von ausgewäh l t en 
Investitionen unter Rentab i l i t ä t sges ich t spunkten kann der 
Staat die Wirtschaft steuern, ohne sich i n der Geschäf ts führung 
Tausender mikroökonomischer Einheiten verzetteln zu müssen . 
Zudem obliegt dem Staat na tür l ich auch die volkswirtschaftli­
che Gesamtplanung. Diejenigen, die den Standpunkt vertreten, 
es solle einen völlig freien Wirtschaftsverkehr zwischen Ent-
wicklungs- und Indus t r i e l ändern geben, unter Verzicht bei­
spielsweise auf eine Devisenbewirtschaftung, machen sich zur 
Wort führern der Feinde Afrikas. Die heutige horrende Ver­
schuldung Lateinamerikas i m Ergebnis dergestalt >freien< Wirt­
schaftens stellt für uns das Zeichen an der Wand dar. 
Zum jetzigen Zeitpunkt ist das Entscheidende nicht so sehr die 
gerechte Verteilung des wenigen Vorhandenen durch Sozialisie­
rung, sondern vielmehr eine Neuallokation, die endlich zur 
Schaffung von Wohlstand führt, von Wohlstand, der in der eige­
nen Volkswirtschaft verbleibt. Erreicht werden kann dies durch 
die Aufhebung des ungleichen Tauschs zwischen unserer Volks­
wirtschaft und den Indus t r i e l ändern sowie durch die Schaffung 
einer unabhäng igen , integrierten und selbsttragenden Wirt­
schaft. Ob dies nun mi t kapitalistischen oder sozialistischen 
Methoden erreicht wird , sollte uns kein Kopfzerbrechen berei­
ten, solange es unserem Lande nutzt. 

Sowohl der Kapitalismus als auch der Sozialismus sind mo­
derne und über legene Systeme i m Vergleich zu der vor- oder 
f rühkapi ta l i s t i schen Produktionsweise des heutigen Uganda. 
Eine Kombination kapitalistischer und sozialistischer Metho­
den i m Rahmen einer gemischten Wirtschaftsordnung ist für 
uns gewiß eher geeignet als die Entscheidung für eines der bei­
den Systeme. Eine gemischte Wirtschaft verbindet die Vorzüge 
von Sozialismus und Kapitalismus. Mehrere europä ische Staa­
ten, darunter Großbr i t ann ien und die skandinavischen Länder , 
haben bis zu einem gewissen Grade aus einer derartigen Strate­
gie Nutzen gezogen. Selbst einige sozialistische Lände r wie Un­
garn und Jugoslawien sind, von einem anderen Ausgangspunkt 
kommend, in ähnl iche Richtung gegangen, wodurch sie ihre 
Wirtschaftsleistung verbessern konnten. Die einen setzen also 
sozialistische Methoden i m Dienste des Kapitalismus ein, wäh­
rend die anderen kapitalistische Verfahren zum Nutzen des 
Sozialismus anwenden. In unserem Falle werden kapitalisti­
sche wie sozialistische Methoden zur Bewäl t igung der extre­
men Rücks tändigke i t und mi t dem Ziel der Entfaltung unserer 
Produkt ivkräf te zum Zuge kommen. 
Die gegenwär t ige Auseinandersetzung zwischen Kapitalismus 
und Sozialismus mag ihre guten Gründe haben — unsere eige­
nen Probleme aber sind weitaus elementarer. 

Vereinte Nationen 3/86 


